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Malu Dreyer: 900 Millionen Euro wieder freigeben

Haushalt, Finanzen und Arbeitsmarkt-Politik – Bis zu 100 Job-Center können möglicherweise 
nicht planen

Berlin / Mainz. 12. März 2010. Die rheinland-pfälzische Arbeits- und Sozialministerin Malu 
Dreyer (SPD) hat Bedenken in Bezug auf “das Einfrieren von fast einer Milliarde Euro”, die 
ursprünglich für den Arbeitsmarkt bestimmt sind. Die Ministerin wendet sich gegen die 
Sperre der Finanzmittel, teilt die Ministerin auf der Internet-Präsentation der 
Landesregierung in Rheinland-Pfalz mit.

Die schwarz-gelbe Regierungs-Koalition hat in den Beratungen des Haushalts-Ausschusses für den 
Haushalt des Bundes im Jahr 2010 eine 900 Millionen Euro-Sperre im Bereich der aktiven 
Arbeitsmarkt-Politik geplant (wir berichteten). 

Die Arbeitsministerin erklärte: “Es ist ein Unding, dass gerade in einer schwierigen Arbeitsmarkt-
Situation der Haushalts-Ausschuss des Bundestages eine Haushalts-Sperre von 900 Millionen Euro 
für die berufliche Eingliederung und Betreuung von Langzeitarbeitslosen Menschen beschlossen 
hat“.

Nach Einschätzung der SPD-Politikerin seien von der Kürzung insbesondere Eingliederungs-
Leistungen betroffen in der Grundsicherung durch die Arbeitsgemeinschaften (ARGEn) und 
Options-Kommunen. Diese hätten die Verpflichtung, informierte die Sozialministerin, alles dafür zu 
tun dass Menschen, die Langzeit-arbeitslos sind, so schnell wie möglich wieder in den Arbeitsmarkt 
integriert werden können. 

“Doch nun stehen die ARGEn und Options-Kommunen vor einer ganz schwiergen Situation.”, 
ergänzte die SPD-Politikerin. Experten befürchten, dass die Finanzmittel-Sperre, bundesweit rund 
100 Job-Center voraussichtlich bereits in der zweiten Jahreshälfe handlungsunfähig werden lassen 
könnte. Gerade vor dem Hintergrund der Reform der Job-Center, sei eine Sperre von
Finanzmitteln im Haushalt des Bundes der falsche Weg. 
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Die stellvertretende SPD-Vorsitzende, die Minsterin für Gesundheit und Soziales in Mecklenburg-
Vorpommern, Manuela Schwesig bezweifelt ebenso eine Sperrung der Mittel im Haushalt als 
richtigen Weg im Arbeitsmarkt-Bereich und forderte: “Die Sperrung muss umgehend rückgängig 
gemacht werden. Es ist unfassbar, dass die zuständige Ministerin Dr. Ursula von der Leyen diese 
Haushaltssperre überhaupt hingenommen hat. Ich fordere sie auf, die Sperrung sofort 
zurückzunehmen. Denn ohne dieses Geld können die Arbeitsgemeinschaften (ARGEn) und Job-
Center nicht planen. Die Folgen für zahlreiche Langzeit-arbeitslose Menschen im Hinblick auf 
Eingliederungs- und Trainingsmaßnahmen sind nicht zu veranworten. Die Bundesagentur für Arbeit 
fürchtet einen entsprechenden Anstieg der Arbeitslosigkeit. Gerade in Zeiten der Wirtschaftskrise 
darf hier nicht gespart werden.” 

Die Sprecherin für Arbeitsmarkt-Politik Brigitte Pothmer von Bündnis 90 / Die Grünen erklärte zu 
den geplanten Finanzmittel-Sperren: “Jetzt ist es amtlich: Die Arbeitslosigkeit steigt und trotzdem 
kürzen die Regierungs-Fraktionen die Mittel für Arbeitsuchende Menschen. Schwarz-Gelb macht 
das Gegenteil von Robin Hood und nimmt es von den Armen, um es den Reichen zu geben. Wenn, 
wie geplant, die 900 Millionen Euro für die Betreuung, Qualifizierung und Vermittlung 
Arbeitsuchender aus dem Haushalt der Arbeitsministerin über die Haushaltssperre in Schäubles 
Spartopf umgeleitet werden, dann wird sich der erwartete Anstieg der Arbeitslosigkeit in der 
Grundsicherung weiter beschleunigen.Union und FDP sind offenbar gewillt, jeden Cent bei den 
Schwachen der Gesellschaft zusammenzukratzen, um irgendwie doch noch ihre Steuergeschenke 
für Besserverdienende finanzieren zu können.”

Noch sei die Zeit für Arbeitsministerin Dr. Ursula von der Lyen, diesen “Irrsinn zu stoppen”, wenn 
sie tatsächlich mehr als als “Arbeitslose Menschen zum Schnee-Schieben abzukommandieren”. 

Die Bundesarbeitsministerin solle die Initiative der Grünen aufgreifen, um die um die Fraktionen 
des Bundesregierungs-Bündnisse “zur Raison” zu bringen. Bündnis 90 / Die Grünen werden in der 
kommenden Wochen einen Entschließungs-Antrag vorlegen, um “die Plünderung des ohnehin 
schon geringen Etats für die Arbeitssuchenden Menschen in letzter Minute zu verhindern.”, 
ergänzte die Grünen-Politikerin Brigitte Pothmer. 
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Nach einer Prognose des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-Forschung (IAB) wird die Zahl der 
Menschen ohne Erwerbseinkommen durch Arbeitslosigkeit im Westen von Deutschland um bis zu 
150.000 Menschen steigen, für den Osten des Landes wird ein Rückgang der Arbeitssuchenden 
Menschen von bis zu 30.000 Menschen erwartet, in der Folge demographischer Entwicklungen. 
Andreas Klamm Sabaot

Schwarz-gelbe Haushalts-Sperre gefährdet 
aktive Arbeitsmarkt-Politik
Debatte nach 900 Millionen Haushalts-Sperre im Bereich Arbeits-Markt – Die-Linke-
Politikerin: Arbeits-Zwang könnte bereits im nächsten Jahr drohen

Von Andreas Klamm Sabaot 

Berlin. 12. März 2010. In der Debatte um die geplante 900 Millionen Euro – Haushalts-Sperre 
für die Verwaltung der BA ( 300 Millionen Euro ) und im Bereich für die Eingliederung von 
Langzeit-Erwerbseinkommenslose Menschen ( 600 Millionen Euro) sieht die arbeitsmarkt-
politische Sprecherin der Partei Die Linke, Sabine Zimmermann eine Gefahr für die aktive 
Arbeitsmarkt-Politik. 

Die Linke-Politikerin teilte in einer Erklärung mit: “Der schwarz-gelbe Sparkurs in der aktiven 
Arbeitsmarkt-Politik verschlechtert die Integration von Langzeit-Arbeitslosen Menschen in den 
Arbeitsmarkt und gefährdet die Handlungsfähigkeit der Bundesagentur für Arbeit”. 

Die Sprecherin nimmt in ihrer Erklärung Bezug zu Warnungen der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
nach einer bereits in der vergangenen Wochen geplanten Haushalts-Sperre von 900 Millionen Euro 
für die aktive Arbeitsmarkt-Politik durch die Regierungs-Koalition in den Planungen zum Haushalt 
des Bundes im Jahr 2010. 

Sabine Zimmermann warnte: “Das ist aber erst der Anfang. Im Mai steht die richtungweisende 
Wahl in Nordrhein-Westfalen an. Dann wird die Katze aus dem Sack gelassen. Schwarz-Gelb will 
den Sozialstaat und die Arbeitslosen-Versicherung nachhaltig schwächen. Die Hetze gegen 
Erwerbs-Einkommenslose Menschen von Dr. Guido Westerwelle (FDP) hat uns darauf schon 
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eingestimmt.“

Bereits im Koalitions-Vertrag habe sich das Unions-liberale Bündnis aus CDU, CSU und FDP 
verpflichtet, die Arbeitsmarkt-Instrumente zu reduzieren. 

Unter dem Logo „Bürger-Arbeit“ drohe im nächsten Jahr eine Ausbreitung der Ein-Euro-Jobs mit 
Arbeits-Zwang. DIE LINKE setze dagegen auf den Ausbau eines öffentlichen Beschäftigungs-
Sektors. Die Linke wolle mit öffentlichen Mitteln Sozialversicherungs-pflichtige Arbeitsplätze 
schaffen, zu Mindest-Lohnbedingungen, freiwillig und zusätzlich. Damit könne der Sozialstaat 
gestärkt werden. 

BA-Chef Frank Jürgen Weise bestätigte unter anderem, die Bundesagentur für Arbeit habe an 
Bundes-Arbeitsministerin Dr. Ursula von der Leyen (CDU) Unterstützung bei einem Konzept zur 
besseren Integration von Arbeitslosengeld II-Empfängern in den ersten Arbeitsmarkt zugesagt. Mit 
den Maßnahmen solle dem Willen des Haushalts-Ausschusses der Unions-liberalen CDU / CSU – 
FDP-Koalition entsprochen werden. 

„Ich habe Verständnis dafür, dass in Zeiten knapper Kassen der Umgang mit öffentlichen Geldern 
noch sorgfältiger als sonst hinterfragt wird. Ich sehe die Haushalts-Sperre daher als guten Anlass, 
die Abgeordneten von Konzepten für mehr Effizienz zu überzeugen.“, sagte der Vorstands-
Vorsitzende der Bundesagentur für Arbeit (BA). 

Der BA-Chef widersprach den Berichten in den Medien, in denen zufolge die BA im 
Zusammenhang mit einer 900 Millionen Euro-Sperre im Haushalt für eine aktive Arbeits-Markt-
Politik, vor einer steigenden Langzeit-Arbeitslosigkeit von Menschen gewarnt wird. 

„Wenn es Anlass für eine Warnung gibt, dann tue ich das. Aber hier wurde lediglich aus einem 
internen Papier zitiert, das das schlechteste denkbare Szenario schildert. Wir müssen solche 
Szenarien durchdenken – ich gehe jedoch nicht davon aus, dass sie wie geschildert eintreten.“, 
ergänzte der BA-Vorstands-Vorsitzende. 

In einer Mitteilung an die Medien forderte die stellvertretende SPD-Vorsitzende, die Minsterin für 
Gesundheit und Soziales in Mecklenburg-Vorpommern, Manuela Schwesig: “Die Sperrung muss 

MJB Mission News, ISSN 1999-8414, managing editor – Redaktionsleitung: Andreas Klamm - 
Sabaot,  Journalist,  broadcast journalist and author , www. radiotvinfo.org/mjbmissionnews – www . 
radiotvinfo.org , www. mjbmissionnews.blogspot.com, Copyright ©  and Copyleft, Creative 
Commens License by MJB Mission News (ISSN 1999-8414).    
This work is licensed under the Creative Commons Attribution-No Derivative Works 3.0 United States License. To view 
a copy of this license, visit http://creativecommons.org/licenses/by-nd/3.0/us/ or send a letter to Creative Commons, 171 
Second Street, Suite 300, San Francisco, California, 94105, USA./ 4



MJB Mission News                                           Volume 3 /    ISSN 1999-8414

umgehend rückgängig gemacht werden. Es ist unfassbar, dass die zuständige Ministerin Dr. Ursula 
von der Leyen diese Haushaltssperre überhaupt hingenommen hat. Ich fordere sie auf, die Sperrung 
sofort zurückzunehmen. Denn ohne dieses Geld können die Arbeitsgemeinschaften und Jobcenter 
nicht planen. Die Folgen für zahlreiche Langzeit-arbeitslose Menschen im Hinblick auf 
Eingliederungs- und Trainingsmaßnahmen sind nicht zu veranworten. Die Bundesagentur für Arbeit 
fürchtet einen entsprechenden Anstieg der Arbeitslosigkeit. Gerade in Zeiten der Wirtschaftskrise 
darf hier nicht gespart werden.” 

Der Tageszeitung Frankfurter Rundschau sagte die SPD-Spitzen-Politikerin Manuela Schwesig in 
einem Interveiw unter anderem, – auszugsweise – man könne nicht einerseits wie Guido 
Westerwelle (FDP) über Menschen herziehen, die für lange Zeit nach bezahlter Erwerbs-Arbeit in 
Deutschland suchen und so tun, als hätten die Menschen in Deutschland „keinen Bock zu arbeiten, 
und auf der anderen Seite die Mittel für Projekte sperren, die helfen, vor allem Langzeit-Erwerbs-
Arbeitssuchende Menschen wieder in Arbeit zu bringen.“

BA-Chef Frank Jürgen Weise: 

Anlass für Haushaltssperre beseitigen
Debatte um 900 Millionen Euro Sperre im Haushalt – Manuela Schweswig (SPD): „Man kann 
nicht über Langzeit-Erwerbs-Arbeitssuchende Menschen herziehen und gleichzeitig die Mittel 
für Projekte sperren“

Von Andreas Klamm Sabaot

Nürnberg / Berlin. 12. März 2010. Der Chef der Bundesagentur für Arbeit (BA) Frank Jürgen 
Weise hat ein einer Pressemitteilung Berichte in verschiedenen Medien bestätigt (wir 
berichteten), wonach in der vergangenen Woche in den Beratungen und Planungen des 
Haushalts-Ausschusses, Haushalts-Mittel in der Grundsicherung von insgesamt 900 Millionen 
Euro gesperrt wurden und ein effizienterer Einsatz von Mitteln gefordert wurde. Die 
Bundesagentur für Arbeit habe an Bundes-Arbeitsministerin Dr. Ursula von der Leyen (CDU) 
Unterstützung bei einem Konzept zur besseren Integration von Arbeitslosengeld II-
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Empfängern in den ersten Arbeitsmarkt zugesagt. Mit den Maßnahmen solle dem Willen des 
Haushalts-Ausschusses der Unions-liberalen CDU / CSU – FDP-Koalition entsprochen 
werden. 

„Ich habe Verständnis dafür, dass in Zeiten knapper Kassen der Umgang mit öffentlichen Geldern 
noch sorgfältiger als sonst hinterfragt wird. Ich sehe die Haushalts-Sperre daher als guten Anlass, 
die Abgeordneten von Konzepten für mehr Effizienz zu überzeugen.“, sagte der Vorstands-
Vorsitzende der Bundesagentur für Arbeit (BA). 

In einem Bericht der Frankfurter Rundschau warnen Experten davor, dass viele 
Arbeitsgemeinschaften (ARGEn) und Job-Center mit der 900 Millionen Euro-Sperre 
möglicherweise bereits in der zweiten Jahres-Hälfte „nicht mehr handlungsfähig sein könnten“. Die 
Folgen könnten noch schlimmer kommen, da die Job-Center im worst case auf bis „zu 10.000 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen verzichten müssten“ (möglicher Verlust des bezahlten Erwerbs-
Arbeitsplatzes und Verlust des Erwerbs-Einkommens) , berichtet die Tageszeitung in ihrer heutigen 
Ausgabe. 

BA-Chef Weise widersprach den Berichten in den Medien, in denen zufolge die BA im 
Zusammenhang mit einer 900 Millionen Euro-Sperre im Haushalt für eine aktive Arbeits-Markt-
Politik, vor einer steigenden Langzeit-Arbeitslosigkeit von Menschen gewarnt wird. 

„Wenn es Anlass für eine Warnung gibt, dann tue ich das. Aber hier wurde lediglich aus einem 
internen Papier zitiert, das das schlechteste denkbare Szenario schildert. Wir müssen solche 
Szenarien durchdenken – ich gehe jedoch nicht davon aus, dass sie wie geschildert eintreten.“, 
ergänzte der BA-Vorstands-Vorsitzende. 

Weise betonte, er unterstütze die Auffassung des Haushaltsauschusses, wonach die Wirksamkeit von 
Arbeitsmarkt-politischen Maßnahmen erhöht werden könne. Unter der Federführung des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) werde die BA daher auch versuchen, die 
zugelassenen kommunalen Träger (bekannt auch als „Options-Kommunen“) zu einem 
gemeinsamen Handeln zu bewegen, um dem Auftrag des Haushalts-Ausschusses nachzukommen. 
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Forscher rechnen offiziell nicht bestätigten Informationen zufolge, mit einer Zunahme der Zahl von 
Menschen, die nach Sozialversicherungs-pflichtiger Erwerbs-Arbeit in Deutschland im Jahr 2010 
suchen müssen. In West-Deutschland werden die Zahlen der Menschen mit 150.000 angegeben, 
während im Osten von Deutschland möglicherweise sich die Zahl der Erwerbs-Arbeit-suchenden 
Menschen sogar um 30.000 verringern könnte.

SPD-Politikerin Manuela Schwesig fordert Rücknahme der 900 Millionen Euro Sperre
In einer Mitteilung an die Medien forderte die stellvertretende SPD-Vorsitzende, die Minsterin für 
Gesundheit und Soziales in Mecklenburg-Vorpommern, Manuela Schwesig: “Die Sperrung muss 
umgehend rückgängig gemacht werden. Es ist unfassbar, dass die zuständige Ministerin Dr. Ursula 
von der Leyen diese Haushaltssperre überhaupt hingenommen hat. Ich fordere sie auf, die Sperrung 
sofort zurückzunehmen. Denn ohne dieses Geld können die Arbeitsgemeinschaften und Jobcenter 
nicht planen. Die Folgen für zahlreiche Langzeit-arbeitslose Menschen im Hinblick auf 
Eingliederungs- und Trainingsmaßnahmen sind nicht zu veranworten. Die Bundesagentur für Arbeit 
fürchtet einen entsprechenden Anstieg der Arbeitslosigkeit. Gerade in Zeiten der Wirtschaftskrise 
darf hier nicht gespart werden.” 

Die Union-liberalen CDU / CSU und FDP-Politiker blicken mit dem Ziel der Konsolidierung des 
Haushaltes 2010 optimistisch in die Zukunft.

„Der Haushalt 2010 ist der erste der christlich-liberalen Koalition. Er ist ein Übergangshaushalt, in 
dem sich die finanziellen Auswirkungen der noch nicht überwundenen internationalen Wirtschafts- 
und Finanzkrise widerspiegeln. Erste Ergebnisse bei der Stabilisierung bestätigen die erfolgreiche 
Politik der neuen Koalition bei der Krisenüberwindung. Es ist gegenüber den Erwartungen der 
Bundesregierung noch im Dezember 2009 bei Verabschiedung des Haushaltsentwurfs unter 
anderem eine Entspannung auf dem Arbeitsmarkt zu spüren, die den Haushalt entlastet. So konnte 
allein der Zuschuss der Bundesanstalt für Arbeit um 3,2 Mrd. € gesenkt werden. Jedoch kann noch 
keine Entwarnung gegeben werden, weshalb wir parallel mit der Endberatung des Haushalts im 
Ausschuss mit dem Sozialversicherungs-Stabilisierungsgesetz einen Schirm für den Arbeitsmarkt 
gespannt haben.“, so die Einschätzung der haushaltspolitischen Sprecher der Koalitionsfraktionen 
CDU/CSU, Norbert Barthle, MdB, und FDP, Otto Fricke, MdB.

Die Unions-liberalen Koalitions-Politiker haben insgesamt 900 Millionen Euro im Bereich 
„Arbeitsmarkt-Politik“ gesperrt. 300 Millionen Euro betreffen die Verwaltung. Von den 
veranschlagten 6,6 Millarden Euro wurden 600 Millionen Euro im Bereich der Eingliederung in 
Arbeit von den Unions-liberalen Politikern „qualifiziert gesperrt“, um eine neue Evaluierung der 
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Eingliederungsmaßnahmen nach Maßgabe von mehr Treff-Sicherheit und Effizienz zu erreichen. 

Der Tageszeitung Frankfurter Rundschau sagte die SPD-Spitzen-Politikerin Manuela Schwesig in 
einem Interview unter anderem, – auszugsweise – man könne nicht einerseits wie Guido 
Westerwelle (FDP) über Menschen herziehen, die für lange Zeit nach bezahlter Erwerbs-Arbeit in 
Deutschland suchen und so tun, als hätten die Menschen in Deutschland „keinen Bock zu arbeiten, 
und auf der anderen Seite die Mittel für Projekte sperren, die helfen, vor allem Langzeit-Erwerbs-
Arbeitssuchende Menschen wieder in Arbeit zu bringen.“

Weitere ausführliche Berichte in den Medien: 
Frankfurter Rundschau, http://www.fr-online.de/top_news/2411749_Sparen-bei-Hartz-IV-Fordern-
und-Kuerzen.html

Liberty and Peace NOW! Human Rights Reporters, internationales Medien-Projekt für 
Menschenrechte, http://humanrightsreporters.wordpress.com/2010/03/12/schwesig-sperrung-von-
900-millionen-euro-muss-sofort-zuruckgenommen-werden/ 

MJB Mission News, ISSN 1999-8414, 
http://mjbmissionnews.wordpress.com/2010/03/12/schwesig-sperrung-von-900-millionen-euro-
muss-sofort-zuruckgenommen-werden/

Schwesig: Sperrung von 900 Millionen Euro 
muss sofort zurückgenommen werden

Zuschuß an Bundesagentur für Arbeit könnte möglicherweise um 3,2 Milliarden Euro nach 
den Vorstellungen der Unions-liberalen Koalition gesenkt werden 

Von Andreas Klamm Sabaot, Nachrichten-Korrespondent

Berlin. 12. März 2010. Nach Informationen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
(SPD) plant die Koalition aus CDU, CSU und FDP offenbar die Sperrung von 900 Millionen 
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Euro für eine aktive Arbeitsmarkt-Politik. Zu den Plänen der von Union und FDP auf den 
Weg gebrachten Sperrung von rund 900 Millionen Euro für Arbeitsmarkt-Politik erklärte die 
stellvertretende SPD-Vorsitzende, die Minsterin für Gesundheit und Soziales in Mecklenburg-
Vorpommern, Manuela Schwesig: “Die Sperrung muss umgehend rückgängig gemacht 
werden. Es ist unfassbar, dass die zuständige Ministerin Dr. Ursula von der Leyen diese 
Haushaltssperre überhaupt hingenommen hat. Ich fordere sie auf, die Sperrung sofort 
zurückzunehmen. Denn ohne dieses Geld können die Arbeitsgemeinschaften und Jobcenter 
nicht planen. Die Folgen für zahlreiche Langzeit-arbeitslose Menschen im Hinblick auf 
Eingliederungs- und Trainingsmaßnahmen sind nicht zu veranworten. Die Bundesagentur für 
Arbeit fürchtet einen entsprechenden Anstieg der Arbeitslosigkeit. Gerade in Zeiten der 
Wirtschaftskrise darf hier nicht gespart werden.” 

Nach Abschluss der Beratungen zum Bundeshaushalt 2010 im Haushaltsausschuss bewerteten die 
haushaltspolitischen Sprecher der Koalitionsfraktionen CDU/CSU, Norbert Barthle, MdB, und FDP, 
Otto Fricke, MdB die geplanten Kürzungen und Einsparungen bereits am 5. März 2010 als einen 
Erfolg: 

„Der Haushalt 2010 ist der erste der christlich-liberalen Koalition. Er ist ein Übergangshaushalt, in 
dem sich die finanziellen Auswirkungen der noch nicht überwundenen internationalen Wirtschafts- 
und Finanzkrise widerspiegeln. Erste Ergebnisse bei der Stabilisierung bestätigen die erfolgreiche 
Politik der neuen Koalition bei der Krisenüberwindung. Es ist gegenüber den Erwartungen der 
Bundesregierung noch im Dezember 2009 bei Verabschiedung des Haushaltsentwurfs unter 
anderem eine Entspannung auf dem Arbeitsmarkt zu spüren, die den Haushalt entlastet. So konnte 
allein der Zuschuss der Bundesanstalt für Arbeit um 3,2 Mrd. € gesenkt werden. Jedoch kann noch 
keine Entwarnung gegeben werden, weshalb wir parallel mit der Endberatung des Haushalts im 
Ausschuss mit dem Sozialversicherungs-Stabilisierungsgesetz einen Schirm für den Arbeitsmarkt 
gespannt haben.“, erklärten die CDU/CSU und FDP-Politiker. 

Die Nettokreditaufnahme in 2010 könne im Ergebnis um 5,9 Mrd. € auf 80,2 Mrd. € gesenkt 
werden. Darin erkenne man den ausgeprägten Willen der christlich-liberalen Koalition zur 
Konsolidierung.

Zuletzt habe es eine derat hohe Absenkung in der Beratung des Haushalts-Ausschusses gegenüber 
einem Regierungs-Entwurf noch vor der rot-grünen Regierung gegeben. An diesem „Erfolg“ wolle 
die neue christlich-liberale Koalition anknüpfen. 
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Die Unions-liberale CDU/CSU-FDP – Koalition habe im Bereich der Eingliederung in Arbeit 600 
Millionen Euro von den veranschlagten 6,6 Milliarden Euro „qualifiziert gesperrt“, um eine neue 
Evaluierung der Eingliederungsmaßnahmen nach Maßgabe von mehr Treff-Sicherheit und Effizienz 
zu erreichen. 

Hannelore Kraft: Studiengebühren in allen Bundesländern abschaffen ! 

Berlin. 11. März 2010. (and). Die stellvertretende SPD-Vorsitzende Hannelore Kraft bezieht 
Stellung für die Interessen der Studenten in Deutschland. Die Studiengebühren müssten in 
allen Bundesländern endgültig abgeschafft werden. 

Zum zehnjährigen Jubiläum des Bologna-Prozesses erkärte Hannelore Kraft: 

„Monatelang sind die Studentinnen und Studenten auf die Straße gegangen. Sie wollten auf die 
mangelhafte Umsetzung des Bologna-Prozesses an deutschen Hochschulen aufmerksam machen. 
Bund und Länder müssen jetzt dringend die wichtigsten Kritikpunkte aufgreifen: Das 
Bachelorstudium aufwerten, einen möglichst offenen Zugang zum Masterstudium sicherstellen und 
Studiengebühren in allen Bundesländern endgültig abschaffen. Das sind die richtigen Antworten. 
Daran müssen Bund, Länder und Hochschulen gemeinsam arbeiten, statt in europäischen 
Hauptstädten zu feiern.“

Viele Fehler seien deshalb passiert, weil die Warnungen der Studierenden ignoriert wurden. Die 
Studenten seien aber mindestens genauso kompetent wie Professorinnen und Professoren, wenn es 
um die Gestaltung von Studiengängen geht. Die SPD fordere deshalb die Stärkung der gesetzlich 
garantierten Mitbestimmungsrechte von Studierenden. Mancher Fehler bei der Einführung der 
neuen Studiengänge wären nicht passiert, wenn es solche Rechte schon in den vergangenen Jahren 
gegeben hätte. Mit dem Eintreten für gesetzliche Mitwirkungsrechte unterscheide die SPD sich 
deutlich von der Bundesministerin für Bildung und Forschung Dr. Anette Schavan, die an 
Unverbinlichkeit, so Kraft, und Tatenlosigkeit kaum zu überbieten sei. 
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